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Berlin.  Im Falle eines sehr kalten Winters 
könnte es laut der Initiative Energien Spei-
chern (INES) bereits im Januar zu Versor-
gungsengpässen kommen. Das Bundesener-
gieministerium widerspricht: „Es sind weder 
auf nationaler noch auf europäischer Ebene 
Versorgungsengpässe erkennbar“, erklärte 
ein Sprecher. INES führte aus, dass zwar die 
Speicher über den Sommer kontinuierlich 
befüllt worden seien, aber weniger schnell 
als im Vorjahr und auch weniger als im euro-
päischen Vergleich. Im September waren die 
Experten davon ausgegangen, dass bis No-
vember ein Füllstand von 81 Prozent erreicht 
werden könne. Bereits in diesem Fall würde 
das Gas bei extrem kalten Temperaturen 
über den Winter aber nicht ausreichen.

Hinter der Prognose vom September sei 
die Befüllung nun noch zurückgeblieben, so 
INES. Die bereits damals erkennbaren Risi-
ken hätten sich dadurch noch deutlich ver-
schärft. Mitglieder der Speicherinitiative 
sind die Betreiberunternehmen von Gas- 
und Wasserstoffspeichern. Sie decken mehr 
als  90 Prozent der deutschen Gasspeicherka-
pazitäten ab.

Die von INES modellierten Szenarien ge-
hen nun bei warmen bis mittleren Tempera-
turen über den Winter von einer „moderaten 
bis umfangreichen“ Entleerung der Speicher 
bis Ende Februar aus. Bei „extrem kalten 
Temperaturen“ wie etwa im Wetterjahr 2010 
wären die Speicher allerdings „bereits Mitte 
Januar vollständig entleert“.

INES-Chef Sebastian Heinermann kriti-
siert in diesem Zusammenhang die Bundes-
regierung: „Der Marktgebietsverantwortli-
che Trading Hub Europe hatte bereits Ende 
Februar einen Vorschlag für ein strategi-
sches Befüllungsinstrument vorgelegt. Für 
einen Einsatz vor dem Winter hat die Bun-
desregierung jedoch nie die Genehmigung 
erteilt“, sagte er. „Italien hat gezeigt, dass 
über ein solches Instrument die Gasspeicher 
kosteneffizient befüllt werden können. Dort 
sind die Speicher derzeit zu über 90 Prozent 
gefüllt.“

„Allein auf die Füllstände der Speicher zu 
schauen, ist nicht ausreichend“, entgegnete 
der Sprecher des Bundesenergieministe-
rium. Er verwies insbesondere auf neue Im-
portkapazitäten für LNG: „Anders als in den 
Vorjahren stehen uns derzeit vier schwim-
mende Flüssiggasterminals für die Versor-
gung zur Verfügung.“  AFP

 Gasspeicher
 sind schlecht 
gefüllt
 Deutschland starte „mit einem 
unerwartet niedrigen Speicherfüll-
stand von nur 75 Prozent in die 
Heizperiode“, erklärte die Initiative 
Energien Speichern (INES).

Ein Erdgasspeicher in Bad Lauchstädt in 
Sachsen-Anhalt Foto: dpa/Jan Woitas

Von Matthias Schiermeyer

Stuttgart. Verteidigung geht alle an – 
auch die Arbeitgeber müssen sich damit  aus-
einandersetzen, wie sehr die Zeitenwende 
die Unternehmenskultur verändert.  Thomas 
Bürkle, Präsident der Unternehmer Baden-
Württemberg (UBW), meint, dass die neuen 
Notwendigkeiten noch zu wenig in den Be-
trieben angekommen sind – „weil es  ein un-
angenehmes Thema ist“, wie der Mitinhaber 
eines großen Handwerksbetriebs in Stutt-
gart sagt. Der Verband will  das Bewusstsein 
schärfen  und strebt eine breite gesellschaft-
liche Debatte darüber an – etwa beim Sicher-
heitspolitischen Dialog von Landesregie-
rung, UBW und BWIHK am Donnerstag. 

„Wenn die Bedrohung größer wird, 
werden immer mehr dafür sein, sich 
an der Stärkung 
der Verteidigungsfähigkeit 
zu beteiligen.“
Thomas Bürkle, 
UBW-Präsident

 „Die Stärkung der Verteidigungsfähigkeit ist 
zurecht an die Spitze der politischen Agenda 
gerückt“, heißt es in einer Anleitung der 
Arbeitgebervereinigung BDA. „Die Wirt-
schaft will hierfür ihren Beitrag leisten.“ Si-
cherheitsfragen  offensiver zu erörtern, hal-
ten  nicht nur führende Bundeswehrvertreter   
wie der Landeskommandeur Michael Giss 
für notwendig. So denkt auch  Bürkle:   „Ich 
bete jeden Tag, dass der Frieden hierzulande 
hält, aber wir sollten in jedem Fall darüber 
nachgedacht haben, was es bedeutet, wenn 
es nicht so ist.“ Soll heißen: „Auch   wir Unter-
nehmer  werden uns damit  auseinanderset-
zen müssen“, betont der Verbandspräsident.

  Einen Konsens werde es darüber im 
Arbeitgeberlager wohl nicht geben, aber vie-
le, mit denen er  darüber rede, sähen es ähn-
lich.  „Wenn die Bedrohung größer wird, wer-
den immer mehr dafür sein, sich an der Stär-
kung der Verteidigungsfähigkeit zu beteili-
gen“. Indem er sich zum Standort Deutsch-
land bekenne,  „gehört die Sicherheit für 
mich   dazu“.      Letztlich glaubt Bürkle, „dass 
Unternehmer auch Patrioten sind“.  

Auch  Ministerpräsident Winfried Kret-
schmann (Grüne) hat die Zeichen der Zeit 
längst erkannt.  Nach einem Runden Tisch 
Ende Mai will die Regierung Wirtschaft, Wis-
senschaft und Sicherheitsbehörden   noch 
stärker vernetzen. Schon beim Unterneh-
mertag im Juli  ist  – mit Kapitän zur See Giss 
unter anderem – in der UBW-Zentrale darü-
ber diskutiert worden, wie die Wirtschaft zur 
Verteidigungsfähigkeit beitragen kann.

Neuerdings gibt es zwar einen „Opera-
tionsplan Deutschland“, der  die zivil-militä-
rische Zusammenarbeit auch in  Bedro-

hungslagen regelt. Zivile Unterstützungs-
leistungen werden darin mit der Landesver-
teidigung zusammengeführt. Doch ist das 
gut  1000 Seiten lange Dokument im Detail 
geheim, was  Debatten darüber erschwert. 

Auch bei der Dialogveranstaltung an die-
sem Donnerstag wird das Konkrete nicht öf-
fentlich behandelt.    Bisher sei das Militär ein 
sehr geschlossenes System, das sich mehr 
öffnen müsse, sagt Bürkle.  Dann könnten die 
Unternehmen ihrerseits darüber nachden-
ken, wie sie sich aktiv einbringen können.    
Der Mann ist bestens vernetzt. Daher weiß 
er, dass beispielsweise auch im Zentralver-
band des deutschen Handwerks (ZDH)   stra-

tegisch erörtert wird, was im Ernstfall an 
Personal und Material aus den Firmen benö-
tigt würde – über Beschäftigte in der Reserve 
etwa, die dann  herangezogen würden. 

All das   ist   mit Mehrausgaben verbunden: 
„Wir pochen   auf unsere staatliche Souverä-
nität,  dann werden wir dafür als Gesellschaft 
auch  bezahlen müssen“, sagt der UBW-Prä-
sident.  Tangiert ist etwa die Personalpla-
nung: Dass nun der Wehrdienst zurückkom-
men soll, ist für ihn eine Selbstverständlich-
keit. Er könnte sich sogar eine  zwölfmonati-
ge Wehrpflicht sowie als Alternative einen 
Freiwilligendienst  für Männer und Frauen 
vorstellen. Dass die jungen Menschen  für 

diese Zeit dem Arbeitsmarkt entzogen wür-
den, hält er für hinnehmbar. „Damit müssen 
wir in der Wirtschaft dann eben klarkom-
men“, sagt er.  Ein Vorteil:  Dann käme der 
Nachwuchs  „zwar  ein Jahr später, aber viel-
leicht auch selbstständiger in die Betriebe“.

Viele Aufgaben  hätten sich schon früher, 
infolge des Kalten Kriegs, gestellt. Auch  die 
Abstellung von  Reservisten zu Übungen ist 
letztlich eine  altbekannte Routine für die 
Betriebe, die jedoch  in europäischen Frie-
denszeiten völlig in den Hintergrund getre-
ten ist. Freiwilligen Kräften für ihr Engage-
ment im Katastrophenschutz den nötigen 
Spielraum zu geben,  das gehört noch immer 
zum Alltag. „Gerade im Handwerk stellen wir 
unendlich viele Feuerwehrleute – da kennen 
wir so etwas“, sagt  Bürkle. In den Unterneh-
men gäbe es zudem viele „ehrenwerte Leute, 
die führen können“. Dies könne  doch auch in 
verstärkte Reservistenaktivitäten münden.

Auch dass in Unternehmen ältere Be-
schäftigte in den vorzeitigen Ruhestand ent-
lassen werden, ist   generell zu hinterfragen. 
Im Ernstfall würden die jüngeren Kräfte zur 
Landesverteidigung gebraucht, und die  älte-
ren Beschäftigten müssten die Arbeitsfähig-
keit der Unternehmen aufrechthalten.  Dann 
aber, so Bürkle, „brauche ich meine älteren 
Mitarbeiter, auf die ich ohnehin schon im-
mer baue, ein bisschen länger im Betrieb“.

Was auf Betriebe  zukommen würde
Verpflichtung Im Bedrohungsfall kommen 
viele Veränderungen auf die Betriebe zu: So 
werden nicht nur alle wehrpflichtigen Be-
schäftigten einberufen. Das Arbeitssicher-
stellungsgesetz (ASG) regelt auch, wie weite-
re Arbeitskräfte „sofort und unbefristet“ 
verpflichtet werden können, damit Streit-
kräfte, Behörden und zivile Versorgungsbe-
reiche über ausreichend Personal verfügen. 
Dazu zählen Betriebe des Gesundheitswe-
sens, der Wasser- und Energieversorgung, 
Ernährungsunternehmen oder Betriebe der 
Mineralöl-, Gas-, Kohle- und Wasserstoffver-
sorgung. Das ASG schränkt das Recht auf 
freie Arbeitsplatzwahl ein. Private Arbeitge-
ber können Beschäftigte benennen, die sie 
begründet als unabkömmlich betrachten.

Bundesagentur für Arbeit Wenn es nötig 
wird, muss bei jeder Agentur für Arbeit ein 
Arbeitskräfteausschuss (mit Vertretern von 
Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaf-
ten) eingerichtet werden. Aufgabe des Gre-
miums ist es, die Agentur bei der Sicherstel-
lung von Arbeitsleistungen zu beraten. Es 
muss vor einer Entscheidung der Agentur 
über die Verteilung der Kräfte angehört wer-
den. Da das ASG seit 1968 im Wesentlichen 
unverändert ist, wird der   Überarbeitungsbe-
darf durch das Arbeitsministerium geprüft.

Verteidigung  in Betrieben enttabuisieren
Die Zeitenwende kommt auch in den Betrieben an: Thomas Bürkle, der neue Präsident der Unternehmer Baden-Württemberg (UBW), 
will in den eigenen Reihen offensiver über die Sicherheit des Landes reden. Die Landesregierung setzt auf eine stärkere Vernetzung.

Teile der Wirtschaft sind schon immer eng mit dem  Militärischen verbunden – vor der Zeiten-
wende wurde darüber aber kaum öffentlich geredet. Foto:  imago/Bihlmayerfotografie

Unterlüß. Deutschlands größter Rüs-
tungskonzern sieht sich auf Kurs, um seinen 
Umsatz binnen sechs Jahren zu verfünffa-
chen. „2030 wollen wir bei Verkäufen von et-
wa 50 Milliarden Euro sein“, sagte Konzern-
chef Armin Papperger vor Finanzanalysten 
im niedersächsischen Unterlüß. Hinter-
grund sind internationale Konflikte. In 
Unterlüß hat Rheinmetall sein größtes 
Werk. Das Unternehmen werde zudem profi-
tabler wirtschaften, so Papperger. „Wir wol-
len größer werden und bessere Zahlen ha-
ben.“ 

 2024 war Rheinmetall auf einen Jahres-
umsatz von 9,8 Milliarden Euro gekommen. 
Vor dem russischen Großangriff auf die Uk-

raine waren es im Jahr 2021 rund 5,7 Milliar-
den Euro gewesen.  Als Folge des Ukraine-
Krieges bekommt Rheinmetall deutlich 
mehr Aufträge für Artillerie, Munition, Flug-
abwehr und Panzer. Zum einen liefert die 
Waffenschmiede direkt an die Ukraine, zum 
anderen stocken Nato-Staaten ihre Lager auf 
und modernisieren ihre Militärgüter.

Papperger betonte zudem, dass ein mög-
licher Friedensschluss in der Ukraine oder 
ein Einfrieren des dortigen Konfliktes dem 
wirtschaftlichen Aufschwung von Rheinme-
tall keinen Abbruch tun würde. Die Nato-
Staaten seien entschlossen, wesentlich mehr 
in ihre Armeen zu investieren als früher, und 
der Bedarf an Rüstungsgütern werde noch 

lange groß sein. Treiber sei hierbei Deutsch-
land, dessen Verteidigungshaushalt sich von 
2025 bis 2030 voraussichtlich auf etwa 180 
Milliarden Euro verdreifachen werde, so 
Papperger.

„Wir wollen größer werden 
und bessere Zahlen haben.“
Armin Papperger, 
Konzernchef von Rheinmetall

2030 werde beim Boom des Rüstungsge-
schäfts nicht das Ende der Fahnenstange er-
reicht sein, zeigte sich der Manager über-
zeugt. „2030 werden die Nato-Staaten nicht 
100 Prozent da sein, wo sie sein wollen.“ Da-
her werden sie auch danach kräftig einkau-
fen, so die Prognose des Rüstungsmanagers. 

Rheinmetall möchte seine Produktions-
kapazitäten erheblich steigern. Stellte die 
Firma im Jahr 2022 nach eigenen Angaben 
noch 60 000 Schuss Panzermunition im Kali-
ber 120 Millimeter her, so sollen es 2027 
schon 240 000 sein. Noch steiler geht es bei 
155-Millimeter-Artilleriemunition nach 
oben: Waren es 2022 noch 70 000 Schuss, so 
sollen es 2027 bereits 1,1 Millionen und 2030 
1,5 Millionen sein. Bislang stellt Rheinme-
tall nicht nur Rüstungsgüter her, sondern 
auch Autoteile. Dieser Geschäftszweig als 
Zulieferer schwächelt allerdings, er steht 
zum Verkauf. Spätestens Mitte nächsten Jah-
res wird Rheinmetall  ein reiner Rüstungs-
konzern sein, wie aus den Worten von Pap-
perger deutlich wurde: „Ich glaube, wir sind 
bereit zum Verkauf des zivilen Geschäfts im 
ersten oder zweiten Quartal nächsten Jah-
res.“ dpa

 Rheinmetall mit 50-Milliarden-Umsatz?
Seitdem Russland die Ukraine überfallen hat, geht die Nachfrage nach Panzern, Artillerie und Munition 
durch die Decke. Der Nachfrageanstieg werde noch lange weitergehen, ist ein Manager überzeugt.

Ein Flugabwehrsystem mit der Bezeichnung Boxer Skyranger 30 des Rüstungsunternehmens 
Rheinmetall Foto: dpa/Sebastian Gollnow

Wolfsburg. Volkswagen kommt beim ge-
planten Stellenabbau in Deutschland voran. 
Europas größter Autobauer hat nach eige-
nen Angaben inzwischen mehr als 25 000 
Austritte vertraglich fixiert. Damit sind gut 
70 Prozent des bis 2030 geplanten Abbaus 
von 35 000 Stellen fest vereinbart. Seit Ende 
2023 sei die Belegschaft bereits um mehr als 
11 000 Beschäftigte reduziert worden, sagte 
ein Sprecher. 

„Es ist gut zu sehen, dass die Maßnahmen 
Wirkung zeigen“, sagte Markenchef Thomas 
Schäfer. Die Fabrikkosten an den Standorten 
Wolfsburg, Emden und Zwickau seien im 
Schnitt um fast 30 Prozent gesenkt. Jedes 
dritte Gremium innerhalb der Marke sei ab-
gebaut worden, wodurch schnelle Entschei-
dungen getroffen werden könnten, betonte 
Schäfer. Zudem habe man gemeinsam mit 
dem Betriebsrat konkrete Standortvereinba-
rungen für alle deutschen Standorte unter-
zeichnet. „Wir haben noch einen Weg vor 
uns“, räumte Schäfer ein. Aber mit dem Ziel-
bild und der Strategie „Volkswagen Boost 
2030“ haben der Autobauer nun einen klaren 
Plan, den man konsequent umsetze. dpa

VW:  Mehr als 25 000 
Job-Abgänge fixiert

Brüssel. Die Bundesregierung darf den 
Energiekonzern Leag für dessen Kohleaus-
stieg mit einer Milliardensumme entschädi-
gen. Die EU-Kommission sieht in der Förde-
rung in Höhe von bis zu 1,75 Milliarden Euro 
keinen Verstoß gegen EU-Beihilferegeln, wie 
die Behörde in Brüssel mitteilte. Vor zwei 
Jahren hatte sie bereits eine ähnliche Zah-
lung an RWE genehmigt. 

Die Beihilfe entschädige für die vorzeitige 
Stilllegung von Braunkohlekraftwerken, so 
die Kommission. Deutschland hatte die ge-
plante Entschädigung 2021 bei der Kommis-
sion angemeldet. Bereits 2024 hatte das 
Bundeswirtschaftsministerium mitgeteilt, 
dass die Kommission die Beihilfe genehmi-
gen werde. 

Konkret geht es um 1,2 Milliarden Euro an 
„Fixkosten“ für Tagebaufolgekosten - also 
vor allem Rekultivierungskosten –  sowie So-
zialkosten wie Sozialvereinbarungen. Das 
passiert unabhängig davon, wann die Leag 
(Lausitz Energie Kraftwerke AG) wirklich aus 
der Kohleverstromung aussteigt. Der Rest 
von bis zu 550 Millionen Euro ist laut Anga-
ben des Wirtschaftsministeriums von 2024 
an Voraussetzungen gebunden. 

Dieser werde dann berücksichtigt, wenn 
sich bestätigt, dass die Kraftwerke der Leag 
auch über die im Gesetz zur Beendigung der 
Kohleverstromung vorgesehenen Stillle-
gungsdaten hinaus wirtschaftlich gewesen 
wären und der Leag somit aufgrund der ge-
setzlichen Ausstiegsregelung Gewinne ent-
gehen. dpa

 Milliarden für 
Kohleausstieg
Energiekonzerne bekommen vom 
Staat Milliarden, um aus der Kohle 
auszusteigen. Die EU gibt grünes Licht. 


